Antrag 1

Tagesordnungspunkt:

Konsequenzen aus den Urteilen in den Prozessen zwischen Herrn Dr. Vogt mit HSB und HVV wegen dessen Entlassung bzw. Abberufung

Antrag GAL-Grüne Gemeinderatsfraktion 

1.

Der Gemeinderat fordert die Oberbürgermeisterin auf, den gesamten Vorgang um die Entlassung von Herrn Dr. Vogt einschließlich der vollständigen Prozessakten und der unter 4.) angesprochenen und schriftlich vorliegenden Informationen und Unterlagen der Stadt und der HVV/HSB dem städtischen Rechnungsprüfungsamt und der Rechtsaufsicht beim Regierungspräsidium zur Prüfung unter allen rechtlichen Gesichtspunkten und zur Stellungnahme vorzulegen. (Hierbei sind nur Kopien zu übersenden, damit die Unterlagen für einen Akteneinsichtsausschuss ohne Verzögerung zur Verfügung stehen.)

2.

Der Gemeinderat beschließt, dass die Berufungsbegründungen in den beiden  o.a. Verfahren dem Gemeinderat vor ihrer Einreichung vorzulegen sind.

3.

Die Oberbürgermeisterin wird angewiesen, die Bestellung eines Sonderprüfers bei der HSB gemäß §142 Aktiengesetz in die Wege zu leiten, der vor dem Hintergrund der vorliegenden Gerichtsurteile eventuelle Versäumnisse bei der HSB prüft, wobei sämtliche Schriftwechsel innerhalb der Gesamtgesellschaft vorzulegen sind, soweit dies rechtlich zulässig ist. 

Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf die Fragen zum Akteneinsichtsausschuss.

4.

Der Gemeinderat stellt in Kenntnis der Urteile des Landgerichts Heidelberg vom 23.12.2004 im Verfahren zwischen Herrn Dr. Vogt und der HSB wegen dessen Entlassung fest, dass 

a) die von der Aufsichtsratsvorsitzenden Oberbürgermeisterin Beate Weber in der Aufsichtsratssitzung der HSB am 26.2.2004 und in der Aufsichtsratssitzung der HVV am 9.3. 2004 vorgetragenen Gründe für eine Entlassung von Herrn Dr. Vogt einer gerichtlichen Überprüfung nicht standgehalten haben und dass der Vortrag der Oberbürgermeisterin unzureichend war und ohne die notwendige sorgfältige sachliche und juristische Prüfung erfolgte.

b) auch die dem Finanzausschuss des Gemeinderates der Stadt Heidelberg am 3.3. 2004 und des Gemeinderates am 9.3. 2004 berichteten Gründe für eine Entlassung von Herrn Dr. Vogt im gleichem Maße falsch waren.

c) den Gremien – insbesondere aber die Aufsichtsräte von HVV und HSB als beschließende Gremien - keine vollständigen, ausreichenden und vor allem richtigen Information zu der von der Oberbürgermeisterin vorgeschlagenen Entlassung von Herrn Dr. Vogt vorgelegen hatten und insbesondere der Aufsichtsrat der HSB deshalb für die Folgen der Entlassung nicht verantwortlich ist.

d) Die Oberbürgermeisterin verpflichtet gewesen wäre, die Gemeinderatsmitglieder, die in den Urteilen als Vertreter der Beklagten aufgeführt sind, als Prozessbeteiligte von dem Verlauf des Prozesses zu informieren und ihnen damit Gelegenheit zu geben, ggf. sich als Prozessbeteiligte in dem Prozess zu äußern.

e) auch nach beiden angeführten Gremiensitzungen von der Oberbürgermeisterin bzw. der HVV und der HSB in beiden  Prozessen selbst auf Hinweis des Gerichts hin  keine weiteren die Entlassung von Herrn Dr. Vogt gerichtssicher untermauernde Tatsachen vorgetragen wurden.

f) die Aufsichtsratsvorsitzende der HSB ihre für ihren Vorschlag der Entlassung von Herrn Dr. Vogt relevanten aber letztlich unzulänglichen bzw. falschen Informationen wenn nicht aus eigenem Wissen entweder von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der für städtische Beteiligungen zuständigen Stadtkämmerei oder direkt von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der HVV hatte.

5.

Der Gemeinderat fordert die Oberbürgermeisterin auf, darzulegen, aus welchen Quellen ihre in den Gremien und in dem Prozess vorgetragenen Informationen über Herrn Dr. Vogt im einzelnen stammen und die den Informationen zu Grunde liegenden schriftlichen Vorgänge aus HVV und HSB dem Gemeinderat darzulegen

